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Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen
bei psychischen Krankheiten

(PsychKG)
Vom 17. Juni 2016 *

§ 23
Vorläufige behördliche

Unterbringung

(1) Bestehen dringende Anhaltspunkte für die Annahme, dass die Voraussetzungen für eine Unterbrin-
gung vorliegen, und kann eine gerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, kann
das Bezirksamt eine vorläufige Unterbringung längstens bis zum Ablauf des auf die Anordnung folgen-
den Tages anordnen. Eine vorläufige behördliche Unterbringung erfolgt ausschließlich in einem psych-
iatrischen Krankenhaus oder einer psychiatrischen Fachabteilung eines Krankenhauses.

(2) Kann das Bezirksamt die Unterbringung nach Absatz 1 nicht rechtzeitig anordnen, ist die Anord-
nung einer vorläufigen Unterbringung auch durch den Polizeipräsidenten in Berlin oder durch ein
psychiatrisches Krankenhaus oder eine psychiatrische Fachabteilung eines Krankenhauses im Sinne
des § 18 Absatz 1 bis zum Ablauf des auf die Anordnung folgenden Tages zulässig. Die Anordnung ei-
ner vorläufigen Unterbringung durch den Polizeipräsidenten in Berlin ist nur zulässig, wenn sie auch
eine Ärztin oder ein Arzt für erforderlich hält. Hierbei kann es sich auch um die aufnehmende Ärztin
oder den aufnehmenden Arzt des Krankenhauses handeln, in der die betroffene Person vorläufig un-
tergebracht werden soll. Das Krankenhaus unterrichtet das Bezirksamt, in dessen Bezirk es liegt, un-
verzüglich über die vorläufige Unterbringung.

(3) Die aufnehmende Ärztin oder der aufnehmende Arzt des Krankenhauses hat nach der Aufnahme-
untersuchung der betroffenen Person unverzüglich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für eine Unter-
bringung vorliegen. Liegen sie nicht vor, ist die Person zu entlassen.

(4) Das Bezirksamt hat unverzüglich die gerichtliche Anordnung der Unterbringung zu beantragen,
wenn es die Unterbringung für erforderlich hält. Die betroffene Person ist darüber zu informieren.

(5) Der betroffenen Person ist Gelegenheit zu geben, eine Angehörige oder einen Angehörigen oder
eine sonstige Person ihres Vertrauens zu benachrichtigen. Ist sie selbst zu einer solchen Benachrich-
tigung nicht in der Lage, übernimmt dies der zuständige Dienst des aufnehmenden Krankenhauses,
sofern dies nicht dem mutmaßlichen Willen der betroffenen Person widerspricht. Bei minderjährigen
Personen sind die rechtliche Vertretung und das Jugendamt zu unterrichten. Entsprechend ist bei psy-
chisch erkrankten Personen zu verfahren, für die eine Betreuerin oder ein Betreuer nach Buch 4 Ab-
schnitt 3 Titel 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs mit dem Aufgabenkreis des Rechts der Aufenthaltsbe-
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stimmung bestellt ist oder die eine Person zur rechtsgeschäftlichen Vertretung schriftlich und unter
ausdrücklicher Einbeziehung der freiheitsentziehenden Unterbringung bevollmächtigt haben.

(6) Personenbezogene Daten, die dem Polizeipräsidenten in Berlin bei der vorläufigen Unterbringung
nach Absatz 2 bekannt werden, dürfen nur zur Durchführung dieses Gesetzes und zur Aufklärung von
Straftaten verwendet werden.

(7) Die psychisch erkrankte Person ist in verständlicher Art und Weise über ihre Rechte, den gericht-
lichen Rechtsschutz und die Möglichkeit zur Beschwerde gemäß § 11 aufzuklären. Die Gründe für die
vorläufige behördliche Unterbringung gegen den Willen der betreffenden Person sind, einschließlich
des erfolglos gebliebenen Versuches, die Einwilligung zu erreichen, und der Aufklärung über die Mög-
lichkeit zur Beschwerde, zu dokumentieren.

Fußnoten

 *) Verkündet als Artikel 1 des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen
Krankheiten (PsychKG) vom 17. Juni 2016 (GVBl. S. 336)
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